




Ja. Entsprechend der Vorgaben aus dem Nationalen Aktionsplan Bildung für nachhaltige
Entwick-lung werden wir Freie Demokraten auch in Thüringen die Festsetzung entsprechender
Aktionsplä-ne in Thüringen unterstützen. Darüber hinaus ist eine Verbesserung der Kommunikation
über die damit verbundenen Projekte und Maßnahmen erforderlich. Im Idealfall gilt nicht in jedem
Ministe-rium ein anderer Aktionsplan, sondern es wird ein übergreifender Aktionsplan erstellt, der
die Auf-gaben aller Ministerien und übergreifende und ganzheitliche Aktivitäten der
Zivilgesellschaft be-rücksichtigt.



Wir Freie Demokraten stehen für eine zukunfts- und marktorientierte Landwirtschaftspolitik in
Thüringen, die sich konsequent am Verbraucher ausrichtet. Daher unterstützen wir auch die
Grün-dung von Unternehmen in der ökologischen Landwirtschaft bzw. die Entwicklung bestehender
Betriebe zu ökologischen Landwirtschaftsbetrieben. Darüber hinaus obliegt es aber jedem Landwirt
selbst seinen Betrieb aufzustellen. Der politische Auftrag besteht hier aus unserer Sicht nur darin,
dafür zu sorgen, dass die Menschen in Thüringen mit qualitativ hochwertigen und sicheren
Le-bensmitteln versorgt werden können. Um das in einem fairen Miteinander zu gewährleisten, darf
es Betrieben in der Landwirtschaft nicht unnötig schwer gemacht werden, wirtschaftlich und
nach-haltig zu agieren. Wer ein Land ernährt verdient Respekt. Wir setzen uns dafür ein, dass
Landwirte wieder ein angemessenes Einkommen erhalten und ihre gesellschaftlichen Leistungen
anerkannt werden. Durch den Abbau von Bürokratie, die Verbesserung von Vermarktungsstrukturen
und die Sensibilisierung der Verbraucher wollen wir dafür sorgen, dass es wieder Freude macht,
Landwirt sein.



Ja. Wir Freie Demokraten stehen für einen weltoffenen Freistaat Thüringen, in dem jeder
unab-hängig von Geschlecht, sexueller Identität, Alter, gesundheitlicher Beeinträchtigung, Herkunft
oder Religion diskriminierungsfrei leben kann. Wir stehen in der Mitte der Gesellschaft und setzen
auf eine wehrhafte Demokratie. Hass, Intoleranz, Links- und Rechtsextremismus, religiösem
Fanatis-mus und allen Angriffen auf unser Rechtssystem werden wir entschieden entgegentreten.
Beste-hende Präventionsprogramme werden wir überprüfen und an die neuen Herausforderungen
an-passen. Für den Kampf gegen Extremismus brauchen wir eine starke Zivilgesellschaft. Deshalb
möchten wir ehrenamtliches Engagement in diesem Bereich besser fördern.
Bei der Bekämpfung von Diskriminierung aller Art setzen wir verstärkt auf Jugendarbeit, indem wir
die sozialarbeiterische Betreuung von Schulen und Jugendzentren fördern und Schulen außerdem vor
Ort ermutigen, die Angebote bestehender Projekte gegen Ausgrenzung und für Toleranz
wahrzunehmen. Auch in der Schule (z.B. Lehr- und Unterrichtsmaterialien) und in der Ausbildung
(z.B. Sensibilisierung von Pflegekräften und Polizisten) möchten wir Vielfalt berücksichtigen.
Wir wollen die Kompetenzen aller Thüringer Beauftragten gegen Diskriminierung bestimmter
ge-sellschaftlicher Gruppen zu einem zentralen Antidiskriminierungsbeauftragten zusammenfassen.
Um Antidiskriminierung als gesellschaftliche Querschnittsaufgabe zu unterstreichen und die
minis-terielle Unabhängigkeit des Beauftragten sicherzustellen, soll seine Position direkt beim
Thüringer Landtag angesiedelt werden.
Wir Freie Demokraten wollen dafür dass die fremdsprachliche und die interkulturelle



Ja. Wir Freie Demokraten setzen uns dafür ein, dem internationalen Problem von Plastikmüll in den
Meeren zu begegnen. Das Plastikproblem in den Ozeanen ist ein globales, die Lösung muss daher in
gleicher Dimension gedacht werden. Als möglicher Zwischenschritt ist die Etablierung eines
eu-ropäischen Systems und eine Neuordnung der europäischen Kunststoffstrategie denkbar.
Wir Freie Demokraten fordern auf Bundesebene, die globalen Konsumgüterproduzenten in die
Pflicht zu nehmen und eine gemeinsame Finanzierung der Entsorgungssysteme in den Schwellen-
und Entwicklungsländern zu etablieren. So müssen diejenigen, die durch den Verkauf ihrer
Kon-sumgüter in diesen Ländern wirtschaftlich profitieren auch für die Entsorgungssysteme der
Abfälle Mitverantwortung tragen. Darüber hinaus wollen wir die Digitalisierung nutzen, um
Informationen zum Rohstoffgehalt oder zum Entsorgungswert von Produkten verfügbar zu machen.
Über Block-chain lassen sich hier Geschäftsmodelle entwickeln, die das Geld für die Entsorgung
tatsächlich dort ankommen lassen, wo entsorgt wird. Die Digitalisierung der Entsorgungswirtschaft
wäre ein großer qualitativer Fortschritt für das Recycling in Deutschland. Stoffströme könnten besser

Wir Freie Demokraten bekennen uns ausdrücklich zu dem Ziel aus dem Pariser Abkommen, die
Erderwärmung auf maximal 2, besser 1,5 Grad Celsius, zu begrenzen. Die daraus resultierenden
Ziele zur Reduktion des CO2-Ausstoßes sind verbindlich. Aus liberaler Sicht gilt es daher, Wege zu
einer gesellschaftlichen und wirtschaftlichen Entwicklung zu beschreiten, welche die Menschen
mitnimmt, ihrer Lebenswirklichkeit gerecht wird und Chancen eröffnet. Nur in der intelligenten
Verzahnung von Ökologie und Ökonomie findet diese Transformation nachhaltigen Rückhalt in der
Bevölkerung und kann gelingen. Ziel unserer liberalen Klimapolitik ist es, das Wirtschaftswachstum
vom Treibhausgas-Ausstoß zu entkoppeln und mit neuen Technologien auch den Menschen in den
Schwellen- und Entwicklungsländern die faire Chance zu eröffnen, auf klimafreundliche Weise
wei-ter nach Wachstum und Wohlstand zu streben.
Wir Freie Demokraten begreifen den Klimaschutz als globale Herausforderung. Dürren und
Tempe-raturprognosen zeigen, dass ein Umdenken in der Klimapolitik notwendig ist. Das Thüringer
Klima-gesetz bremst jedoch nicht die Erderwärmung, sondern bezahlbares Wohnen und



Ja. Der UN-Migrationspakt ist aus unserer Sicht nicht perfekt. Aber wir Freie Demokraten sind
da-von überzeugt, dass es besser ist, den UN-Migrationspakt zu haben, als ihn nicht zu haben.
Deutschland hat bezüglich des Umganges mit Migranten im Vergleich zu anderen Ländern bereits
ein hohes Niveau und viele geforderte Maßnahmen sind schon seit Jahren bei uns Standard.
Der Migrationspakt ersetzt kein Einwanderungsgesetz, das klar zwischen Asyl, Kriegsflüchtlingen
und Einwanderung in den Arbeitsmarkt unterscheidet. Aber er formuliert 23 Ziele zur Steuerung von
Migration mit entsprechenden Maßnahmen. Zu diesen Zielen gehören beispielsweise: Ein-dämmung
von Fluchtursachen, konsequentes Vorgehen gegen Schleuser und Menschenhändler oder die
effektive und koordinierte Sicherung der Grenzen. Die Staaten bekennen sich auch zur Einhaltung
der Menschenrechte, dem Abbau der Diskriminierung und dem Zugang zu Bildung und zum
Arbeitsmarkt für Migranten.
Wir Freien Demokraten werden uns nach der Landtagswahl dafür einsetzen, dass diese Ziele und
Maßnahmen, sofern sie Thüringen betreffen und nicht ohnehin bereits vorhanden sind, weiter
umgesetzt werden. Und wir werden uns zudem im Bundesrat dafür stark machen, dass
Einwande-rung in Deutschland durch ein vernünftiges Einwanderungsgesetz nachhaltig, transparent
und fair geregelt wird.

Nein. Die Verbesserung der Gegebenheiten in Ländern des globalen Südens liegt nicht einmal
indi-rekt im Aufgaben- oder Kompetenzbereich des Thüringer Landtags. Das gleiche gilt für das
Festle-gen von Fluchtrouten. Dennoch werden wir über den Bundesrat darauf hinwirken, dass die
Länder, die direkt von den Fluchtgeschehnissen betroffen sind, mit den Herausforderungen nicht
allein gelassen werden. Das ist aus unserer Sicht nur über europäische Zusammenarbeit in der
Migrati-onspolitik möglich.
Die Lebensumstände in Ländern des globalen Südens sind darüber hinaus so unterschiedlich, dass
eine pauschale Position zur Verhinderung von Abschiebung in diese Länder uns hier nicht möglich
ist.
Wir Freie Demokraten setzen uns aber dafür ein, dass die Migrationspolitik in Deutschland über ein
vernünftiges Einwanderungsgesetz klar geregelt wird. Das bringt Rechtssicherheit für alle
Beteilig-ten, für die deutschen Behörden, die Gesellschaft und auch für die Menschen, die ihren
Lebens-mittelpunkt vorübergehend oder dauerhaft nach Deutschland verlagern wollen.






